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Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Umstritten ist ein Anspruch der KlÃ¤gerin auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r die Zeit
ab Oktober 2018.

Am 11.10.2012 lieÃ� die GroÃ�mutter der am 00.00.1999 geborenen KlÃ¤gerin ein
Ã¶ffentliches Testament erstellen, in dem sie ihre Tochter V1 L1 (geboren am
00.00.1957) zu 30 %, ihre Tochter V2 L2 (geboren am 00.00.1969) zu 26 %, und
ihre beiden Enkel, die KlÃ¤gerin und ihren am 00.00.2001 geborenen Bruder K I L2
zu je 22 % als Erben einsetze. Die im Wachkoma liegende Tochter V2 L2 wurde
nicht befreite Vorerbin, Nacherben wurden zu gleichen Teilen ihre beiden Kinder
(mithin die KlÃ¤gerin und ihr Bruder). Die Tochter V1 und die beiden Enkel wurden
dagegen unbeschrÃ¤nkte Erben. Die Erblasserin ordnete bezÃ¼glich des Erbteils
der Tochter V2 L2 eine Dauertestamentsvollstreckung an. Zudem ordnete sie
bezÃ¼glich der Erbteile der Enkelkinder (der KlÃ¤gerin und ihres Bruders) die
Testamentsvollstreckung an, jedoch nur unter der Bedingung, dass der Erbfall vor
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dem 01.01.2024 eingetreten ist. Im Testament heiÃ�t es hierzu weiter wie folgt:
"Der Testamentsvollstrecker wird angewiesen, meinen beiden Enkeln BetrÃ¤ge in
angemessenem Umfang zukommen zu lassen, die insbesondere fÃ¼r eine
sachgerechte Berufsausbildung notwendig sind. Dies erfasst z.B. auch die finanzielle
UnterstÃ¼tzung bei einem Auslandsstudium oder einem auswÃ¤rtigen Studium. Die
Testamentsvollstreckung endet bezÃ¼glich meiner Enkel mit dem 01.01.2024."
Zum Testamentsvollstrecker wurde in beiden FÃ¤llen der Schwiegersohn der
Erblasserin, Herr S L2 (geboren am 00.00.1956), mithin der Vater der KlÃ¤gerin,
berufen.

Die KlÃ¤gerin erhielt von dem Beklagten Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II in der Zeit vom 10.01.2006 bis 31.10.2008 und
vom 01.08.2009 bis 31.08.2018.

Am 25.07.2013 verstarb die Erblasserin, mithin die GroÃ�mutter der KlÃ¤gerin. Am
04.10.2013 legte der Testamentsvollstrecker den Anteil der KlÃ¤gerin am Erbe,
einen Betrag in HÃ¶he von 70.000,00 Euro auf einem Festgeldkonto an.

Die KlÃ¤gerin nahm zum 01.09.2018 ihr Studium der KulturpÃ¤dagogik an der
Hochschule Niederrhein auf. Aufgrund des Weiterbewilligungsantrags vom
04.09.2018 bewilligte der Beklagte der Bedarfsgemeinschaft bestehend aus dem
Vater und dem Bruder der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 06.09.2018 Leistungen nach
dem SGB II fÃ¼r den Zeitraum vom 01.10.2018 bis 30.09.2019. Ein Anspruch der
KlÃ¤gerin wurde abgelehnt. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte der Beklagte aus, dass mit
Beginn der Ausbildung das VermÃ¶gen aus der Erbschaft verfÃ¼gbar geworden sei.
Wegen fehlender HilfebedÃ¼rftigkeit sei sie von Leistungen ausgeschlossen. Mit
dieser BegrÃ¼ndung wurden auch die mit Bewilligungsbescheid vom 13.09.2017
zuletzt fÃ¼r die Zeit vom 01.10.2017 bis zum 30.09.2018 bewilligten Leistungen
mit Bescheid vom 18.03.2019 fÃ¼r den Monat September 2018 aufgehoben.

Gegen die Ablehnungsentscheidung des Beklagten vom 06.09.2018 legte die
KlÃ¤gerin am 18.09.2018 Widerspruch ein. Diesen wies der Beklagte mit
Widerspruchsbescheid vom 08.02.2019 zurÃ¼ck.

Die KlÃ¤gerin hat am 14.02.2019 form- und fristgerecht Klage erhoben. Zur
BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie vor, dass ihr entgegen der Ansicht des Beklagten kein
VermÃ¶gen aus dem Nachlass ihrer verstorbenen GroÃ�mutter zustehe. Diese habe
bis zum 01.01.2024 die Testamentsvollstreckung angeordnet und den
Testamentsvollstrecker, den Vater der KlÃ¤gerin, angewiesen, lediglich BetrÃ¤ge in
angemessenem Umfang zukommen zu lassen. Die Testamentsvollstreckung
verhindere, dass die KlÃ¤gerin Ã¼ber das geerbte VermÃ¶gen verfÃ¼gen kÃ¶nne.

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich (sinngemÃ¤Ã�),

den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheids vom 06.09.2018 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheids vom 08.02.2019 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II ab dem
01.10.2018 zu bewilligen.
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Der Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte verweist im Wesentlichen auf sein Vorbringen im
Widerspruchsbescheid.

Betreffs des Sachverhaltes im Einzelnen wird auf den Inhalt der zwischen den
Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze, den sonstigen Inhalt der Gerichtsakte sowie
den Inhalt der Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen, die vorgelegen
haben und Gegenstand der Entscheidungsfindung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Das Gericht konnte den Rechtsstreit gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden, da die Beteiligten
hierzu ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt haben (ErklÃ¤rung der KlÃ¤gerin vom
03.01.2020, eingegangen am 03.01.2020 und des Beklagten vom 14.01.2020,
eingegangen am 16.01.2020). Die EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung musste hier nach
Eingang weiterer SchriftsÃ¤tze und AusfÃ¼hrungen des Beklagten auch nicht
wiederholt werden, weil sich die Prozesslage nicht wesentlich geÃ¤ndert hat (vgl.
Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 124 Rn.
3 f. m.w.N.). Die mit Schriftsatz vom 18.05.2020 und 19.05.2020 gemachten
Angaben des Beklagten auf die gerichtliche Anfrage vom 12.05.2020 dienten allein
zur KlÃ¤rung des noch fÃ¼r das Gericht offenen â�� den Beteiligten allerdings
hinreichend bekannten â�� Sachverhalts und ermÃ¶glichten dem Gericht die nach
der Rechtsprechung im Falle eines Erbfalls erforderliche Abgrenzung zwischen
Einkommen und VermÃ¶gen vorzunehmen (hierzu sogleich unter 1.).

Die Klage ist als kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage nach Â§ 54 Abs. 1
Satz 1 Alt. 1, Abs. 4 i.V.m. Â§ 56 SGG zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Der Bescheid
vom 06.09.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 08.02.2019 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert die KlÃ¤gerin nicht im Sinne des Â§ 54 Abs. 2 Satz 1
SGG. Der KlÃ¤gerin steht kein Anspruch auf die GewÃ¤hrung von Leistungen nach
dem SGB II gegenÃ¼ber dem Beklagten fÃ¼r die Zeit ab dem 01.10.2018 zu. Bei
einer â�� wie hier â�� vollstÃ¤ndigen Leistungsablehnung ist nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) Ã¼ber den geltend gemachten
Anspruch ohne Begrenzung auf einen Bewilligungsabschnitt zu entscheiden (vgl.
BSG, Urteil vom 17.02.2015 â�� B 14 KG 1/14 R, Rn. 9 m.w.N., juris).

Rechtsgrundlage fÃ¼r einen Anspruch auf GewÃ¤hrung von Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II ist Â§ 19 SGB II i.V.m. Â§Â§ 7 ff.
SGB II. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt die Voraussetzungen fÃ¼r einen Leistungsanspruch
nicht. Sie ist im streitigen Zeitraum nicht hilfebedÃ¼rftig im Sinne des Â§ 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§ 9 SGB II. Nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II ist hilfebedÃ¼rftig,
wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von
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TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen, erhÃ¤lt.

Die Kammer geht davon aus, dass die KlÃ¤gerin wegen des Erbes und den aus dem
Testament zu realisierenden Zahlungen nicht hilfebedÃ¼rftig im Sinne dieser
Vorschrift ist.

1. Entgegen der Ansicht des Beklagten sind die Einnahmen der KlÃ¤gerin aus der
Erbschaft kein VermÃ¶gen, sondern Einkommen. Da der Erbfall am 25.07.2013
nach der ersten Antragstellung im August 2009 und wÃ¤hrend des bis zu diesem
Zeitpunkt ununterbrochenen Bezuges von Leistungen nach dem SGB II eingetreten
ist, ist der durch ihn bewirkte wertmÃ¤Ã�ige Zuwachs Einkommen im Sinne des Â§
11 Abs. 1 Satz 1 SGB II (vgl. BSG, Urteil vom 25.01.2012 â�� B 14 AS 101/11 R, Rn.
18, juris). Wie die fÃ¼r die Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende zustÃ¤ndigen
Senate des BSG zur Abgrenzung von Einkommen und VermÃ¶gen in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung entscheiden, ist Einkommen dabei grundsÃ¤tzlich alles, was
jemand nach Antragstellung wertmÃ¤Ã�ig dazu erhÃ¤lt, und VermÃ¶gen das, was
er vor Antragstellung bereits hatte. Auszugehen ist vom tatsÃ¤chlichen Zufluss, es
sei denn rechtlich wird ein anderer Zufluss als maÃ�geblich bestimmt (st. Rspr. vgl.
BSG, Urteil vom 30.07.2008 â�� B 14 AS 26/07 R, Rn. 23, juris; Urteil vom
24.02.2011 â�� B 14 AS 45/09 R, Rn. 19, juris; Urteil vom 25.01.2012, a.a.O., Rn.
19).

Ein solcher rechtlich maÃ�geblicher anderer Zufluss ergibt sich bei einem Erbfall
aus Â§ 1922 Abs. 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB), nach dem mit dem Tode einer
Person deren VermÃ¶gen als Ganzes auf den oder die Erben Ã¼bergeht
(Gesamtrechtsnachfolge). Bereits ab diesem Zeitpunkt kann ein Erbe aufgrund
seiner durch den Erbfall erlangten rechtlichen Position Ã¼ber seinen Anteil am
Nachlass verfÃ¼gen. Diese Besonderheiten der Gesamtrechtsnachfolge im BGB
sind auch fÃ¼r die Abgrenzung von Einkommen und VermÃ¶gen nach dem SGB II
entscheidend. Ob der Erbe schon zum Zeitpunkt des Erbfalls tatsÃ¤chlich â��
zumindest bedarfsmindernde â�� Vorteile aus seiner Erbenstellung ziehen kann, ist
dabei zunÃ¤chst ohne Belang. Â§ 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II setzt nicht voraus, dass
der Einnahme bereits ein "Marktwert" zukommt (vgl. BSG, Urteil vom 10.05.2011
â�� B 4 KG 1/10 R, Rn. 17, juris). Entscheidend fÃ¼r die Abgrenzung von
Einkommen und VermÃ¶gen ist daher, ob der Erbfall jedenfalls vor der (ersten)
Antragstellung eingetreten ist; liegt der Erbfall vor der ersten Antragstellung,
handelt es sich um VermÃ¶gen (BSG, Urteil vom 25.01.2012, a.a.O., Rn. 20). Um
VermÃ¶gen handelt es sich vorliegend nicht, weil die KlÃ¤gerin bereit seit dem
01.08.2009 im ununterbrochenen Leistungsbezug stand, als die Erblasserin am
25.07.2013 verstarb.

2. Das Testament der Erblasserin dÃ¼rfte nicht sittenwidrig sein (dazu unter b.), so
dass das Erbe der KlÃ¤gerin zunÃ¤chst nicht als bereites Mittel zur VerfÃ¼gung
gestanden haben dÃ¼rfte (dazu unter a.). Allerdings besteht seitens der KlÃ¤gerin
mit Beginn der Ausbildung nunmehr ein Anspruch gegen den
Testamentsvollstrecker auf Versorgung aus dem Erbe (dazu unter c.).

a. Trotz des sich aus dem 25.07.2013 als Todestag der Erblasserin ergebenden

                             4 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%20101/11%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2026/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2045/09%20R
https://dejure.org/gesetze/BGB/1922.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20KG%201/10%20R


 

Stichtags fÃ¼r die (normative) Abgrenzung von Einkommen und VermÃ¶gen im
Falle der KlÃ¤gerin ist das Erbe dem Bedarf als Einkommen erst ab dem Zeitpunkt
gegenÃ¼berzustellen, in dem es der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich als bereites Mittel zur
Deckung ihres Bedarfs zur VerfÃ¼gung stand (vgl. BSG, Urteil vom 17.02.2015,
a.a.O., Rn. 18 m.w.N.). Das Erbe stand der KlÃ¤gerin â�� wie von dem Beklagten
zutreffend angenommen â�� nicht bereits mit dem Erbfall im Juli 2013 oder der
Gutschrift des Auseinandersetzungsguthabens im August 2013 bzw. im Oktober
2013 zur VerfÃ¼gung.

Der Verwertbarkeit des Erbes der KlÃ¤gerin als bereite Mittel stand zu diesem
Zeitpunkt die von der Erblasserin angeordnete Dauertestamentsvollstreckung
entgegenstehen, die aus der Anweisung im Testament gegenÃ¼ber dem
Testamentsvollstrecker folgt (hierzu und zum Folgenden vgl. BSG, Urteil vom
17.02.2015, a.a.O., Rn. 22). Zur Rechtsstellung des Erben und des
Testamentsvollstreckers bestimmt das BGB, dass der Testamentsvollstrecker den
Nachlass zu verwalten hat (Â§ 2205 Satz 1 BGB), der Erbe insofern nicht verfÃ¼gen
kann (Â§ 2211 Abs. 1 BGB) und GlÃ¤ubiger des Erben, die nicht zu den
NachlassglÃ¤ubigern gehÃ¶ren, sich nicht an die der Verwaltung des
Testamentsvollstreckers unterliegenden NachlassgegenstÃ¤nde halten kÃ¶nnen (Â§
2214 BGB). Anordnungen, die der Erblasser fÃ¼r die Verwaltung durch letztwillige
VerfÃ¼gung getroffen hat, sind von dem Testamentsvollstrecker zu befolgen; sie
kÃ¶nnen jedoch auf Antrag des Testamentsvollstreckers oder eines anderen
Beteiligten von dem Nachlassgericht auÃ�er Kraft gesetzt werden, wenn ihre
Befolgung den Nachlass erheblich gefÃ¤hrden wÃ¼rde (Â§ 2216 Abs. 2 SÃ¤tze 1
und 2 BGB). Bei einer schuldhaften Pflichtverletzung haftet der
Testamentsvollstrecker dem Erben fÃ¼r den daraus entstehenden Schaden (Â§
2219 Abs. 1 BGB).

b. Das Testament vom 11.10.2012 der Erblasserin dÃ¼rfte nicht nach Â§ 138 BGB
nichtig sein. Nach Â§ 138 Abs. 1 BGB ist ein RechtsgeschÃ¤ft, das gegen die guten
Sitten verstÃ¶Ã�t, nichtig. Eine solche Sittenwidrigkeit kann sich daraus ergeben,
dass das RechtsgeschÃ¤ft eine Vereinbarung zu Lasten des
Sozialversicherungs-/SozialhilfetrÃ¤ges ist (vgl. Nassall, in:
Herberger/Martinek/RÃ¼Ã�mann/Weth/WÃ¼rdinger, jurisPK-BGB, 9. Aufl., Â§ 138
Rn. 127 ff.). In Bezug auf das sog. "Behindertentestament" ist in der
hÃ¶chstrichterlichen Rechtsprechung anerkannt, dass eine Sittenwidrigkeit bei
einer Erbeinsetzung zu Lasten des SozialhilfetrÃ¤gers zu Gunsten des Schutzes des
Bestandes des Erbes grundsÃ¤tzlich nicht vorliegt (vgl. BGH NJW 1994, 248, 249 ff.;
BGH, NJW 1990, 2055, 2056 f.). Von diesem unterscheidet sich das sog.
"BedÃ¼rftigentestament" dadurch, dass der als Erbe vorgesehene Bezieher von
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende bzw. Sozialhilfe nicht (geistig) behindert und
nur auf mehr oder weniger absehbare Zeit auf diese Sozialleistungen angewiesen
ist (vgl. Litzenburger, ZEV 2009, 278, 279; Manthey/Trilsch, ZEV 2015, 618, 618).
Umstritten ist, ob die GrundsÃ¤tze zur Nicht-Sittenwidrigkeit eines
"Behindertentestaments" auf das "BedÃ¼rftigentestament" ohne Weiteres
Ã¼bertragbar sind (vgl. von Morgen/Cording in: Groll/Steiner, Praxis-Handbuch
Erbrechtsberatung, 5. Aufl. 2019, Â§ 5 Testier(un)fÃ¤higkeit und Grenzen der
Testierfreiheit, Rn. 5.142; KrauÃ� in: Groll/Steiner, a.a.O., Â§ 12 Behinderten- und
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BedÃ¼rftigentestament, Rn. 12.72; Ellenberger, in: Palandt, BGB, 77. Aufl. 2018, Â§
138 Rn 50a; Avenarius, in Staudinger, BGB, 2019, Â§ 2100 Rn. 63; SG Dortmund, 
ZEV 2010, 54 mit krit. Anmerkung Keim).

Diese Frage konnte die Kammer hier letztlich dahinstehen lassen, da die Kammer
auch bei Wirksamkeit des Testaments und der darin enthaltenden
BeschrÃ¤nkungen von verwertbarem, d.h. zu realisierendem Einkommen ausgeht
(vgl. SG OsnabrÃ¼ck, Urteil vom 18.09.2012 â�� S 16 AS 191/11, Rn. 32, juris).

c. Die KlÃ¤gerin hat einen Anspruch gegen den Testamentsvollstrecker auf
Versorgung aus dem Erbe.

Das Testament der Erblasserin ist hinsichtlich der in Ziffer 2) enthaltenen
Regelungen "der Testamentsvollstrecker wird angewiesen, meinen beiden Enkeln
BetrÃ¤ge in angemessenem Umfang zukommen zu lassen, die insbesondere fÃ¼r
eine sachgerechte Berufsausbildung notwendig sind. Dies erfasst z.B. auch die
finanzielle UnterstÃ¼tzung bei einem Auslandsstudium oder einem auswÃ¤rtigen
Studium" auslegungsbedÃ¼rftig. WÃ¤hrend der Beklagte aus dieser Formulierung
ableitet, dass die Erblasserin mit dem Erbe mit Beginn der Berufsausbildung den
Lebensunterhalt der KlÃ¤gerin hÃ¤tte sicherstellen wollen, leitet die KlÃ¤gerin
daraus ab, dass es der Erblasserin darum ging, ihr wÃ¤hrend der Berufsausbildung
ein zusÃ¤tzliches Taschengeld zur VerfÃ¼gung zu stellen, wobei aber das Erbe in
seiner Substanz erhalten bleiben mÃ¼sse.

Nach Â§ 2084 BGB ist eine letztwillige VerfÃ¼gung, soweit sie verschiedene
Auslegungen zulÃ¤sst, im Zweifel so auszulegen, dass die VerfÃ¼gung Erfolg haben
kann. Dabei ist entsprechend Â§ 133 BGB der wirkliche Wille des Erblassers zu
erforschen und nicht am buchstÃ¤blichen Sinne des Ausdrucks zu haften (vgl.
Weidlich, in: Palandt, a.a.O., Â§ 2084 Rn. 1 ff. m.w.N.). Zur Ermittlung des Inhalts
der einzelnen VerfÃ¼gungen ist der gesamte Inhalt der Testamentsurkunde
einschlieÃ�lich aller NebenumstÃ¤nde heranzuziehen und zu wÃ¼rdigen (ebenda).
Begrenzt wird die Auslegung durch die Notwendigkeit einer AnknÃ¼pfung der
WillenserklÃ¤rung im Testament, sog. Anhalts- oder Andeutungstheorie (vgl.
Leipold, in: MÃ¼nchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl. 2020, Â§ 2084 Rn. 16;
Linnartz, in: Herberger/Martinek/RÃ¼Ã�mann/Weth/WÃ¼rdinger, jurisPK-BGB, 9.
Aufl., Â§ 2084 Rn. 9).

Diese Auslegung ergibt hier nach Ansicht der Kammer, dass hier eine volle
Versorgung der KlÃ¤gerin aus dem Erbe gewollt war.

Im Testament findet sich unter Abschnitt. III Ziffer 2) die VerfÃ¼gung, wonach der
KlÃ¤gerin aus dem Erbe "BetrÃ¤ge in angemessenem Umfang zukommen zu
lassen" sind. Dies sollen BetrÃ¤ge sein, die insbesondere fÃ¼r eine sachgerechte
Berufsausbildung notwendig sind. Beispielhaft wird sodann die finanzielle
UnterstÃ¼tzung bei einem Auslandsstudium oder einem auswÃ¤rtigen Studium
genannt. Anders als in vergleichbaren FÃ¤llen (vgl. SG Dortmund, Beschluss vom
25.09.2009 â�� S 29 AS 309/09 ER, juris; SG OsnabrÃ¼ck, Urteil vom 18.09.2012,
a.a.O.,; LSG Hamburg, Urteil vom 13.09.2012 â�� L 4 AS 167/10, juris) und in der
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Gestaltungsliteratur anzutreffenden Beispielen (vgl. Manthey/Trilsch, ZEV 2015, 618
ff.; Litzenburger, ZEV 2009, 278, 280 f.) enthÃ¤lt das Testament keine
BeschrÃ¤nkung auf einzelne Leistungen, die als zusÃ¤tzliche Leistungen neben den
Sozialleistungen erbracht werden sollen. Es findet ausdrÃ¼cklich keine Begrenzung
auf zusÃ¤tzliche Bedarfe statt, unabhÃ¤ngig davon, ob eine solche Begrenzung
rechtlich mÃ¶glich ist (kritisch SG Dortmund, Beschluss vom 25.09.2009, a.a.O., Rn.
48). Vielmehr spricht das Testament davon, dass der KlÃ¤gerin BetrÃ¤ge in
angemessenem Umfang zukommen zu lassen sind, die insbesondere fÃ¼r eine
sachgerechte Berufsausbildung notwendig sind. BetrÃ¤ge, die fÃ¼r eine
sachgerechte Berufsausbildung notwendig sind, umfassen â�� vom allgemeinen
BegriffsverstÃ¤ndnis her â�� sÃ¤mtliche wÃ¤hrend der Berufsausbildung
anfallenden Bedarfe. Hierzu sind neben den Kosten fÃ¼r die Berufsausbildung (wie
etwa StudiengebÃ¼hr, Kosten fÃ¼r Arbeitsmaterial, Kosten fÃ¼r An- und Abreise
zum Ausbildungsort) auch die wÃ¤hrend dieser Berufsausbildung anfallenden
Kosten der Lebensunterhaltsicherung zu nennen. An keiner Stelle des Testaments
findet sich eine Regelung, dass hier einzelne Bedarfe, die mit der Berufsausbildung
einhergehen, nicht gedeckt werden sollen. Damit allerdings wird im Testament
nicht, jedenfalls nicht im Sinne der Andeutungstheorie hinreichend erklÃ¤rt, dass
der KlÃ¤gerin keine BetrÃ¤ge in angemessenem Umfang auch zur Lebenserhaltung
wÃ¤hrend der Ausbildung erbracht werden sollen. Vielmehr lÃ¤sst auch die
Formulierung "finanzielle UnterstÃ¼tzung bei einem Auslandsstudium oder einem
auswÃ¤rtigen Studium" darauf schlieÃ�en, dass alle damit verbundenen
Aufwendungen erfasst werden sollen, namentlich die Kosten des Auslandsstudiums
wie auch die Kosten des Auslandsaufenthalts. Auch enthÃ¤lt das Testament hier
keine gesonderten Regelungen, wonach der RÃ¼ckgriff auf die
VermÃ¶genssubstanz ausgeschlossen sein soll (anders etwa in dem vom SG
OsnabrÃ¼ck entschiedenen Fall). Auch der Verbrauch eines Teils des Erbes
wÃ¤hrend der Berufsausbildung reicht nicht als Argument dafÃ¼r, dass die
Erblasserin eine UnterstÃ¼tzung ihrer Enkelin nur zusÃ¤tzlich zur Versorgung mit
steuerfinanzierten Sozialleistungen gewollt hat (vgl. SG OsnabrÃ¼ck, Urteil vom
18.09.2012, a.a.O., Rn. 43; LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 09.10.2007
â�� L 7 AS 3528/07 ER-B, Rn. 13, juris). Bei der Auslegung des Testaments von
wesentlicher Bedeutung ist aber auch, dass sich die Regelung in Abschnitt III. Ziffer
1) ganz deutlich von der Regelung in Abschnitt III. Ziffer 2) unterscheidet. Bei dem
sog. "Behindertentestament" zugunsten der Tochter V2 L2 (der Mutter der
KlÃ¤gerin) wurde genau diese Problematik unter Ziffer 1) Buchst. d) thematisiert
und im Testament festgehalten. Danach wird der Testamentsvollstrecker
angewiesen, der Erbin "aus den jÃ¤hrlichen ReinertrÃ¤gen des Nachlasses solche
Geld- und Sachleistungen zuzuwenden, die der Verbesserung der LebensqualitÃ¤t
dienen, auf die der SozialhilfetrÃ¤ger aber nach den sozialhilferechtlichen
Vorschriften [ ] nicht zugreifen kann und hinsichtlich derer eine Anrechnung auf die
gewÃ¤hrte Sozialhilfe nicht in Betracht kommt". Nur in Bezug auf diese Erbin wurde
im Testament durch die Erblasserin bestimmt, dass dieser der Ertrag fÃ¼r solche
Verwendungen zukommen sollte, die ihrer Versorgung dienen, jedoch den Anspruch
auf Sozialleistungen weder ausschlieÃ�en noch verringern (vgl. hierzu Litzenburger,
ZEV 2009, 278, 279). Die hier streitgegenstÃ¤ndliche Regelung in Abschnitt III.
Ziffer 2) des Testaments enthÃ¤lt diese Ã�berlegungen nicht. Da aber in Abschnitt
III. Ziffer 1) Buchst. d) und damit nur in zwei AbsÃ¤tzen zuvor fÃ¼r diese
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Problematik eine LÃ¶sung geregelt wurde, kann von einer planwidrigen
RegelungslÃ¼cke nicht ausgegangen werden. DafÃ¼r spricht auch, dass in
Abschnitt III. Ziffer 2) Satz 2 auf die Regelungen in Ziffer 1) Buchst. c) Satz 1 bis
Satz 3 verwiesen wird. Ein Verweis auf die Regelung in Ziffer 1) Buchst. d) findet
sich demgegenÃ¼ber nicht. Die Regelungen in Ziffer 2) sind damit anders gefasst
als die Regelungen Ziffer 1), sodass sie nicht die gleichen Rechtsfolgen
herbeifÃ¼hren kÃ¶nnen. Es kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass die
Erblasserin mit ihrem Testament eine Versorgung des Lebensunterhalts der
KlÃ¤gerin durch den SGB II-LeistungstrÃ¤ger sicherstellen und ihr nur ein weiteres
Taschengeld ermÃ¶glichen wollte (vgl. zum "Notgroschen" LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Beschluss vom 09.10.2007, a.a.O., Rn. 12). Der Erblasserin kann
ein solcher Wille auch nicht in Kenntnis des Umstandes, dass die KlÃ¤gerin damals
schon im SGB II Leistungsbezug stand, unterstellt werden. Denn der Erblasserin
dÃ¼rfte zum Zeitpunkt der Testamentserrichtung gar nicht bekannt gewesen sein,
ob die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend einer erst Jahre spÃ¤ter beginnenden Berufsausbildung
Leistungen nach dem SGB II, nach dem BundesausbildungsfÃ¶rderungsgesetz
(BAfÃ¶G) oder etwa Ausbildungsgeld erhalten wÃ¼rde. Die mit dem
"BedÃ¼rftigentestament" insoweit oft gewÃ¼nschte Rechtsfolge, die Erbmasse und
den Ertrag vor dem Zugriff des SozialleistungstrÃ¤gers zu schÃ¼tzen, kann hier
nicht als ausschlaggebend angesehen werden. Die Regelungen in Abschnitt III.
Ziffer 1) und Ziffer 2) des Testaments bedingen unterschiedliche Rechtsfolgen, weil
die Anordnung der nicht befreiten Vorerbschaft mit der Anordnung der
Testamentsvollstreckung nur im sog. "Behindertentestament" zugunsten der Mutter
der KlÃ¤gerin verbunden wurde. Die KlÃ¤gerin dagegen wurde unbeschrÃ¤nkte
Erbin (vgl. Abschnitt II. Ziffer 3 des Testaments). Daran Ã¤ndert auch der Umstand
nichts, dass die Erblasserin der KlÃ¤gerin im Rahmen der gewillkÃ¼rten Erbfolge
ein Erbe hat zukommen lassen und die KlÃ¤gerin ohne diese VerfÃ¼gung von Todes
wegen nicht kraft Gesetzes Erbe geworden (und damit wohl hilfebedÃ¼rftig) wÃ¤re.

Dementsprechend ist hier mit Beginn der Berufsausbildung (Aufnahme des
Studiums nach dem Schulabschluss zum 01.09.2018) von einer vollen Versorgung
der KlÃ¤gerin aus dem Erbe auszugehen.

3. Dieser â�� notfalls zu erstreitende â�� Anspruch gegen den
Testamentsvollstrecker stellt zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen dar. Die
Erbschaft stellt keine einmalige Einnahme nach Â§ 11 Abs. 3 SGB II dar (dazu unter
a.), so dass die gegen den Testamentsvollstrecker bestehenden AnsprÃ¼che hier
nach Â§ 11 Abs. 1 SGB II zu berÃ¼cksichtigen sind (dazu unter b.).

a. Die Erbschaft stellt hier keine einmalige Einnahme nach Â§ 11 Abs. 3 SGB II dar.
FÃ¼r die Frage, wann nach der sog. Zuflusstheorie der Zufluss einer Erbschaft
vorliegt, stellt die Rechtsprechung bei einer Einsetzung als Erbe wegen der
Gesamtsukzession des Â§ 1922 BGB grundsÃ¤tzlich auf den Eintritt des Erbfalls
bzw. der Auskehrung des Auseinandersetzungsguthabens ab (vgl. dazu die obigen
Nachweise). Die Erbschaft ist dann als einmalige Einnahme nach Â§ 11 Abs. 3 SGB II
zu werten und im sog. Verteilzeitraum zu berÃ¼cksichtigen (BSG, Urteil vom
25.01.2012, a.a.O., Rn. 23 ff.).
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Abweichend hiervon ist aber der hier vorliegende Fall zu beurteilen. Denn die
VerfÃ¼gungsbeschrÃ¤nkung des Erben nach Â§ 2211 Abs. 1 BGB fÃ¼hrt dazu, dass
mit dem Erbfall bzw. mit der Auseinandersetzungsgutschrift entweder noch kein
Zufluss des vollstÃ¤ndigen Erbes bewirkt wird oder aber die
VerfÃ¼gungsmÃ¶glichkeit Ã¼ber die gesamte "einmalige Einnahme" nicht entsteht
(vgl. SG OsnabrÃ¼ck, Urteil vom 18.09.2012, a.a.O., Rn. 52). Das durch die bis zum
01.01.2024 angeordnete Testamentsvollstreckung bewirkte VerfÃ¼gungshindernis
greift nur insoweit nicht, als der Testamentsvollstrecker nach dem Testament
verpflichtet ist, Geldmittel an den Berechtigten auszukehren und es fÃ¼r Bedarfe
einzusetzen (vgl. LSG Hamburg, Urteil vom 13.09.2012, a.a.O., Rn. 36). Die in dem
Testament enthaltenen wirksamen BeschrÃ¤nkungen bedingen vorliegend, dass die
KlÃ¤gerin das Erbe auch mit Beginn der Ausbildung nicht als einmalige Einnahme
erhalten kann, sondern aus dem Erbe nur Zahlungen im angemessenen Umfang zur
Deckung des Bedarfs wÃ¤hrend der Berufsausbildung (Ausbildungskosten wie
Lebensunterhaltskosten, vgl. die obigen AusfÃ¼hrungen) an sie zu tÃ¤tigen sind.
Nicht das Erbe flieÃ�t der KlÃ¤gerin als bereite Mittel zu, sondern nur diese
Zahlungen. Bei den gewÃ¤hrten bzw. noch nicht gewÃ¤hrten Zahlungen handelt es
sich um zu realisierendes fortlaufendes Einkommen im Sinne des Â§ 11 Abs. 1 SGB
II.

b. Die AnsprÃ¼che der KlÃ¤gerin gegen den Testamentsvollstrecker sind folglich im
Rahmen des Â§ 11 SGB II zu berÃ¼cksichtigen. Eine solche fiktive Anrechnung ist
ausnahmsweise mÃ¶glich, wenn der Anspruch dem Grunde nach feststeht, fÃ¤llig
ist und in angemessener Zeit realisiert werden kann (vgl. SG OsnabrÃ¼ck, Urteil
vom 18.09.2012, a.a.O., Rn. 55).

Eine andere Auslegung ist hier auch unter BerÃ¼cksichtigung der strengen
Anforderungen des BSG zur Anrechnung fiktiven Einkommens nicht geboten. Nach
der Rechtsprechung des BSG ist ein Verweis auf lediglich fiktiv vorhandenes
Einkommen unzulÃ¤ssig; die Verweigerung existenzsichernder Leistungen aufgrund
der Annahme, dass die HilfebedÃ¼rftigkeit bei bestimmtem wirtschaftlichen
Verhalten (teilweise) abzuwenden gewesen wÃ¤re, ist mit Art. 1 Abs. 1 Grundgesetz
(GG) i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG nicht vereinbar (st. Rspr. vgl. BSG, Urteil vom
18.02.2010 â�� B 14 AS 32/08 R, Rn. 20, juris; Urteil vom 10.05.2011, a.a.O., Rn.
21; Urteil vom 21.06.2011 â�� B 4 AS 21/10 R, Rn. 29, juris; Urteil vom 29.11.2012
â�� B 14 AS 33/12 R, Rn. 14, juris; Urteil vom 29.11.2012 â�� B 14 AS 161/11 R, Rn.
18, juris; Urteil vom 12.06.2013 â�� B 14 AS 73/12 R, Rn. 24, juris). Steht der als
Einkommen erlangte Wertzuwachs im Zeitpunkt des Zuflusses aus RechtsgrÃ¼nden
noch nicht als "bereites Mittel" bedarfsdeckend zur VerfÃ¼gung, ist deshalb die
BerÃ¼cksichtigung als Einkommen zu diesem Zeitpunkt auch dann ausgeschlossen,
wenn der Leistungsberechtigte auf die Realisierung des Wertes hinwirken kann (vgl.
BSG, Urteil vom 19.08.2015 â�� B 14 AS 43/14 R, Rn. 18, juris). Damit darf
Einkommen, welches der Leistungsbegehrende aktuell nicht erzielt, ihm
grundsÃ¤tzlich nicht entgegengehalten werden, auch wenn er es bei zumutbarer
Nutzung seiner FÃ¤higkeiten und MÃ¶glichkeiten erzielen oder beanspruchen
kÃ¶nnte (Hengelhaupt, in: Hauck/Noftz, SGB II, 12/19, Â§ 11 Rn. 242). Vielmehr hat
der LeistungstrÃ¤ger in diesen FÃ¤llen einen Ersatzanspruch nach Â§ 34 SGB II in
Betracht zu ziehen (vgl. BSG, Urteil vom 29.11.2012 â�� B 14 AS 33/12 R, a.a.O.,
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Rn. 18; Urteil vom 12.12.2013 â�� B 14 AS 76/12 R, Rn. 13, juris; BSG, Urteil vom
19.08.2015, a.a.O., Rn. 18).

Allerdings sind im Einzelfall unter dem Gesichtspunkt des SubsidiaritÃ¤ts- und des
Selbsthilfegrundsatzes Ausnahmen hiervon zulÃ¤ssig. Ist fÃ¼r den unmittelbaren
Einsatz einer Forderung als Einkommens zur Bedarfsdeckung von Bedeutung, ob es
sich um "bereite Mittel" handelt, muss einzelfallbezogen geprÃ¼ft werden, ob es
dem LeistungsempfÃ¤nger im Rahmen seiner Selbsthilfeobliegenheit nach Â§ 2 Abs.
1 Satz 1 SGB II (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 10.05.2011, a.a.O., Rn. 23) zuzumuten
ist, die Forderung zu realisieren (vgl. LSG NRW, Urteil vom 08.11.2018 â�� L 19 AS
240/18, Rn. 32 m.w.N., juris). Um eine Notlage abzuwenden, ist der
Leistungsberechtigte gehalten, bestehende AnsprÃ¼che im Wege der Selbsthilfe
geltend zu machen, wenn diese in angemessener Zeit realisierbar sind (vgl. Grote-
Seifert, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 5. Aufl., Â§ 2 Rn. 41; SG Dortmund,
Beschluss vom 25.09.2009, a.a.O., Rn. 48). Daher darf Einkommen fiktiv
angerechnet werden, wenn der Leistungsberechtigte die zeitnahe Realisierung
eines Geldzuflusses bewusst verzÃ¶gert oder ganz verweigert (vgl. Geiger, in:
MÃ¼nder, SGB II, 6. Aufl. 2017, Â§ 11 Rn. 48).

Ausgehend hiervon darf vorliegend das Einkommen fiktiv angerechnet werden. Der
Anspruch ist dem Grunde nach unstreitig, er ist (mit der Entstehung des Bedarfs)
fÃ¤llig und durchsetzbar. In gewissen Umfang wurde der Anspruch in der
Vergangenheit bisher auch befriedigt. Die KlÃ¤gerin hat auf die gerichtliche Anfrage
vom 18.11.2019 mitgeteilt, dass der Testamentsvollstrecker der KlÃ¤gerin zwar
geringe BetrÃ¤ge in unregelmÃ¤Ã�iger HÃ¶he zuwende, Belege hierzu aber
aufgrund des familiÃ¤ren VerhÃ¤ltnisses nicht erstellt und auch nicht vorgelegt
wÃ¼rden. Damit war es der Kammer nicht mÃ¶glich zu ermitteln, wann und in
welchem Umfang die KlÃ¤gerin bisher BetrÃ¤ge durch den Testamentsvollstrecker
erhalten hat und inwieweit der Bedarf der KlÃ¤gerin bereits mit diesen gedeckt
wurde (vgl. LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 13.11.2014 â�� L 15 AS 457/12,
Rn. 28 ff., juris). Eine Ã¼ber diese BetrÃ¤ge hinausgehende Realisierung wÃ¤re der
KlÃ¤gerin â�� soweit ihr Bedarf nicht gedeckt war â�� mÃ¶glich und zumutbar
gewesen (vgl. auch SG Dortmund, Beschluss vom 25.09.2009, a.a.O., Rn. 48; SG
OsnabrÃ¼ck, Urteil vom 18.09.2012, a.a.O., Rn. 60). Der Realisierung steht auÃ�er
der eigenen (von der erkennenden Kammer nicht geteilten) Rechtsauffassung und
der damit einhergehenden Verweigerung nichts entgegen.

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG.

Erstellt am: 11.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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